
ordert wurde speziell die Aufhebung des Verbotes der nordamerikanıischen Carıtas) - soll Zur elit noch Regıe-
katholischen Wochenzeıitung „Comunidad“. Stroessner rungsrestriktionen unterliegen.
oll diesem Verlangen der Bedingung zugestimmt Einstellung der Repressalien Führungskräfte der
haben, da{fß den Chetredakteur bestimmt un: die poli- christlichen Bauernligen un Landarbeiterverbände. Ar-
tische Linıe der Zeıtung sıch den Regierungsanweisungen beitsbehinderung SOWI1e Vertolgungsmaßnahmen Ss1e
fügt. Man erwartet, da{ß die Bischofskonferenz diesem sınd nach w1e VOT besonders 1n den Diözesen Vıllarica,
Ansınnen nıcht entsprechen wiırd. Chefredakteur San Juan Bautista un Caacupe verzeıchnet worden.
iımenez oll derzeıt untergetaucht se1n, weıl Repressalien Einstellung der VO  3 der Regierung un Regierungs-

ıhn befürchtet werden. TFECSSEC geführten Dıftamierungskampagne Priester
Volle Arbeitsfreiheit für die Carıtas. Das Lebensmiuittel- un Bischöfe, die sıch für den menschlichen Fortschritt und

hilfeprogramm AaUSs den Vereinigten Staaten (von der soz1iale Gerechtigkeit einsetzen.

roblemberichte AUIXN Zeitgeschehen
Z’ur Reform des Ehescheidungsrechts
Am Maı 1970 hat die beim Bundesjustizminısteriıum 1m ıne Scheidungsreform auf der Basıs der Thesen ıne wirk-
Januar 1966 konstitulerte Eherechtskommission den CT - lıche Verbesserung darstelle. Diese Auffassung hatte die
sten Teilbericht iıhrer Vorschläge ZUT Retform des FEhe- Denkschrift der evangelıschen Famıilienrechtskommiuission
scheidungsrechts und des Unterhaltsrechts nach der Ehe- „Zur Reform des Ehescheidungsrechts ın der Bundesrepu-

blik Deutschland“ ausgesprochen (vgl Herder-Korrespon-scheidung dem Bundesministerium der Justiz vorgelegt.
Der inzwıschen 1m Verlag Gieseking (Bielefeld) denz ds ]L 68); sS1e 1St enthalten iın den „Erwägun-
erschienene ext enthält nach einıgen Vorbemerkungen SN ZUY Reform des Zzivilen Scheidungsrechts ın der Bun-
über Bildung, Aufgabe un! Arbeit der Ommıssıon — desrepublik Deutschland“, herausgegeben VO Kommıs-
nächst Thesen ZU Ehescheidungsrecht, mMI1t wel An- sarlat der deutschen Bischöte 1ın Bonn (vgl Herder-
Jlagen ZUfF ausländischen Rechtsentwicklung un: ZUF 1N- Korrespondenz ds Jhg., 176) Auch die Fachkom-
ternationalen Entwicklung des Scheidungsrechts, dann 1SS10N des Bundesarbeitskreises Christlich Demokrati-

scher Juriısten BACD]) besteht 1n einer StellungnahmeThesen ZUu Unterhaltsrecht nach der Ehescheidung.
Dıie Erwagungen der Kommissıon den Folgerungen, VO' Maı 1970 darauf, „dafß gleichzeit1ig MIt dem In-
die sıch AUS ıhren Thesen für das Ehegesetz 1Ur aut dem krafttreten eınes Scheidungsrechts uch eine grund-
Gebiet des Sozialversicherungsrechts, des Versorgungs- legend verbesserte eigenständige Sıcherung der Ehefrau
rechts un des Beamtenrechts ergeben, sind nıcht 1n Form geschaften wırd“ Dıie Notwendigkeit eıiner solchen Ergan-
VO Thesen niedergelegt. Der Bericht begnügt sıch miıt ZUNg (allerdings ohne die Forderung des Junktims) be-
einem Verweıs auf die wichtigsten Bestimmungen des gel- LTONT auch der Bericht selbst iın der Vorbemerkung den

Thesen 2200 Unterhaltsrecht nach der Scheidung. Auchtenden Rechts, die 1n diesem Zusammenhang anderungs-
bedürftig sind. mıiıt sonstigen Fragen des Eherechts (Z Ehehindernisse,
Der Bericht enthält den Thesen auch umfiassende Er- Eheschließung, Eheaufhebung) wırd siıch dıe Kommıssıon
läuterungen un Begründungen. Dabei kommen auch die beschäftigen haben, daiß noch nıcht abzusehen 1st,
Mehrheıits- un: Minderheitsauffassungen der K ommıs- Wann S1e mit ıhrem Auftrag einem Abschluß kommen
sionsmitglieder SOWI1e dıe Abstimmungsergebnisse den wird.
Einzelfragen AT Darstellung. Daraus geht hervor, da{fß
nıcht jedes Kommissionsmitglıed sıch MIi1t jeder These iden- Der Übergang V“O Verschuldens- ZU Zerrüttungs-
tifiziert: auch 1St nıcht einer Gesamtabstimmung 1n Drınzıpder Kommissıon über den m vorgelegten Bericht
gekommen. Die Hauptdifferenzen der Meınungen CrHAa- An den Anfang der Thesen ZzUu Ehescheidungsrecht stellt
ben sich oftensichtlich 1n der Frage der renzen des 50 die Kommissıon den Grundsatz „Dıie Ehe 1St aut Lebens-
Zerrüttungsprinz1ps 1m Scheidungsrecht un: iın der Frage eıt angelegt. Sıe kann NUuUr durch den Rıchter geschieden
der Vermeidung unzumutbarer sozialer Benachteiligun- werden“ l Grundsatz). Der Satz bringt den Ausnahme-

charakter der Scheidung ZU Ausdruck. Er entspricht derSCH 1mM Scheidungsfolgenrecht.
Dıie Arbeit der Oommı1ssıon 1St mıiıt dem vorliegenden Be- Eheauffassung unNnseres Grundgesetzes, SOWI1e der großen
richt noch nıcht abgeschlossen. Zu formulieren sınd noch Mehrheit der deutschen Bürger. FEıne Auflösung alleın
Thesen über andere Ehescheidungsfolgen, iınsbesondere aufgrund des Einverständnisses der Ehegatten würde dıe-
1m Hinblick auf elterliche Gewalt un Verhbehrsrecht der SE Eheverständnıis ebensowen1g gerecht w1e die durch
Geschiedenen miıt den Kindern, VOr allem aber über Än- bloße Eıntragung ın eın Personenstandsregister voll-
derungen 1mM Scheidungsverfahrensrecht. Auch mMi1t den ZOSCHNC (vgl Begründung). Ausnahmen VO:  - der 1in diıesem

Grundsatz entsprechenden Unauflöslichkeit 1m staatlichenausgeklammerten Fragen der 1m Hınblick auf die Schei-
dungsfolgen notwendıgen Änderungen des Sozialver- Scheidungsrecht sınd dabei möglıch. Dıie Meınungen gehen
siıcherungS-, Beamten- UN Versorgungsrechts wiırd S1e sıch auseinander 1n der Frage nach den Gründen, die ıne
noch weıter befassen. Man weıl, da{fß viele der Überzeu- Scheidung rechtfertigen können.

Hıer befürwortet die Kommıuissıon einstimm1g den Über-gun sınd, 1Ur 1mM Zusammenhang MI1t der Klärung dieser
Fragen könne ein Urteil darüber abgegeben werden, ob Sanı s VO: Verschuldensprinzip ZU Zerrüttungsprinzip.
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_Eıner Reform des Ehescheidungsrechts 1St das Zerrüt- nıcht ausreichend Unrecht un:! unzumutbare Schä-
tungsprinz1ıp zugrunde legen. Dıies bedeutet, daß ıne digung geschützt werden kann. Es wırd bei der Bewer-
Ehe Nnur geschieden werden kann, WE S1e gescheitert ISt, Ltung der These also sicher darauf ankommen, dafß auch
also die Wiederherstellung einer der Ehe gemäßen 1Le- die renzen dieses Übergangs ZU Zerrüttungsprinzıp
bensgemeinschaft nıcht mehr er wartet werden kann. Ver- klar gesehen werden: Der 1n These enthaltene Grund-
schuldenstatbestände siınd nıcht vorzusehen“ (These Z SAaTZ, da die 1n beiden irchlichen Verlautbarungen
Dıie Gründe für diese Abkehr VO' 508 Verschuldens- signalisierte Gefahr, „dafß das Zerrüttungsprinzıp 1n

der Praxıs ZUr Legıtimatıon eiınes Vorgehens tührenprinz1ıp ZUuU 508 Zerrüttungsprinzıp lıegen, W1e die Be-
gründung ausführt, einmal 1n der Schwierigkeit der est- kann, das als ıne Art Verstoßung aufgefaßt werden
stellung der Schuld, die jener Ehezerrüttung geführt MUu: oder ZU Ableıten VO  3 Rechten AUS eiıgenem
hat,; die dem Schuldausspruch zugrunde gelegt wırd un verantwortlichem Verhalten un! ZUuUr Schutzlosigkeit der
dann auch 1mM geltenden Recht Unterhaltsansprüche be- Frau führt“ (vgl Evangelısche Denkschrift,; 1  9 „Er-
gründet. In der Anerkennung der Schwierigkeit dieser wagungen“, 11)
Feststellung stıiımmen Richter un: Eheberater übereıin. Dıie Kommıissıon hat sıch bei der Umschreibung des Wat-
Verbunden damıt 1st die mit dem Verschuldensprinzip bestandes des „Scheiterns“ entschlossen, abzustellen auf
verbundene Gefahr des Eindringens ın die eheliche In- die Formulierung, da{fß „dıe Wiederherstellung einer der
timsphäre Verletzung der Achtung VOL der Persön- Fhe gemäfßen Lebensgemeinschaft nıcht mehr
ichkeıit der (Csatten. Hınzu kommt die Gefahr, dafß die werden kann“ (FThese 4 Dıie Minderheit hatte VOÖI -

Schuldprüfung einer „Vergiftung des Prozesses“ un geschlagen, Nn „WEeNnNn die Aufrechterhaltung miıt
der persönlichen Beziehungen der Parteıen tührt Diese dem Wesen der Fhe nıcht vereinbar se1“. Es 1sSt traglıch,
Mängel tführen ZUr eıt Z Umgehung des (Jesetzes (Be- ob diese Feststellung dem Rıchter leichter gefallen ware.
gründung: „Dıie Ehegatten werden9 eichte Ehe- Es haben sich auch nıcht dıe Vorschläge durchgesetzt, ıne
verfehlungen schweren machen, schwere Eheverteh- Zerrüttungsvermutung be1 schweren Eheverfehlungen
lungen VOrZus  jeben, Verzeihungen leugnen, erfun- oder ıne Erläuterung der Generalklausel: „  ıne FEhe
dene Tatsachen behaupten. Man schätzt, da{flß 1n der kann geschieden werden, WenNnn S1e gescheitert ISt, also die
Bundesrepublik 80—909/0 der tormal aut Verschulden Wiıederherstellung einer der Ehe gemäßen Lebensgemeın-
gestutzten Ehescheidungen als „Konventionalscheidungen chaft nıcht mehr werden kann“ (These 4), durch
durchgeführt werden“. [)as bedeutet ıne schwere Bela- Beispiele der Indizien vorzusehen. Es 1St klar, dafß das

der Wahrhaftigkeit UN) Glaubwürdigkeit der der formalistischen Interpretation Vorschub eisten würde.
Rechtsprechung ın Ehesachen. Die Vorteile der Ver- Dıie jetzt vorgeschlagene Form der Generalklausel 1St
schuldensprüfung erscheinen fraglıch (Erschwerung der natürlich der Gefahr großer Unterschiede bei Gerichts-
Scheidung, Schutz der Institution der Ehe, Ernstnehmen urteilen ausgesetzZt.
der Verantwortung des Menschen für seine Ehe, bessere
Übereinstimmung MmMI1t der christlichen Überlieferung); die E fic/awerung der Scheidung?Einwände das Zerrüttungsprinzip sınd entkrät-
ten (schwierige Tatbestandsumschreibung auch hier; These lautet: „ES 1St anzunehmen, ad2 die Ehe geschei-ebenso eindringen iın die eheliche Intimsphäre w1e beim tert ist, wenn a) die häusliche Gemeinschaft se1it mehr als
Verschuldungsprinzip) eiınem Jahr aufgehoben 1St un beide Ehegatten die Schei-

dung begehren oder der ıne Ehegatte dem Scheidungs-
Die möglıchen Bedenken dagegen begehren des anderen zustimmt, die häusliche Gemeıin-

chaft der Ehegatten seıit mehr als Jahren aufgehoben
Sehr wıchtig für die Interpretation des Zerrüttungsprin- 1St Der Rıchter hat ın diesen Fällen die Ehegatten dar-
ZLDs 1St VOFr allem das ZUuUr Gefahr der Verstoßungsschei- über anzuhören, w1e lange die häusliche Gemeinschaft
dung Gesagte: 99  ıner der wesentlichsten Einwände aufgehoben ist; 1mM Falle des Buchstabens a) auch darüber,
das Zerrüttungsprinzip geht dahın, daß derjen1ge, der ob beide ernsthaft die Scheidung begehren oder der ıne
böswillig über die Belange seıines Partners hinweggegan- ernstlich dem Scheidungsbegehren des andern zustimmt.“
SCHh Ist, Ausnutzung seines Verhaltens die Scheidung Der Scheidung aufgrund der Generalklausel 1St keıine
erlangen könne. Damıt werde die Verstoßung des anderen Woartefrist vorgeschaltet i1ne Minderheit in der Kom-
Ehegatten ermöglıcht. Im Rahmen des Zerrüttungsprin- 1Ss10n hatte diese gewünscht 1m Interesse der ZEW1SSEN-
Z1PS 1St möglıich, dieses allgemeine Gerechtigkeitspro- hafteren Feststellung des Scheiterns un der Vermeidung
blem in einer Härteklausel berücksichtigen.“ Dıieser der Geftfahr der einverständlichen Scheidung über die Ge-
Satz der Begründung 1St zugleich wichtig für die Inter- neralklausel.

Das hinter der Rechtsvermutung stehende Anliegen 1St diepretatiıon der Härteklausel, die die Thesen vorsehen (vgl
unten). Be1 der Diskussion dieser These wırd sich sicher Schonung des Intimbereichs der Partner und die größere
auch Wıderspruch melden Dieser Wıderspruch wiıird dar- Wahrhaftigkeit des Prozesses. Dıie Getahr 1St die FEın-
auf verweısen, da{fß die Gründe für das vollständige Auf- schränkung des Grundsatzes: Beweıst der Tatbestand
geben Von Verschuldenstatbeständen uch 1im gelten- einjähriger Trennung 1N Verbindung MI1t dem einver-
den Recht tührten s1e 1Ur ın Verbindung MIt der durch ständlichen Begehren der Scheidung wirkliches Scheitern?
S1e ausgelösten Zerrüttung ZUuUr Scheidung nıcht alle Manche Kommissionsmitglieder hielten die einjährıge

Trennung für ıne burze eıt Die Mehrzahl befürch-Von gleicher Überzeugungskraft sınd; daß die 1n diesen
Gründen enthaltene Kritik geltenden Recht auch be1 tet be1 der Forderung längerer Trennung das Ausweichen
dem 8501 vorgeschlagenen nıcht gegenstandslos wird;: daß autf dıe Generalklausel, dıie dann ıne schnellere Schei-
der oftensichtlich unschuldige PYartner be1 dem in der Neu- dung ermöglıche. Fıne Minderheit 1n der Ommıssı10N Veli-

regelung notwendigen Wegftall eines Widerspruchsrechts langte, da{fß die Rechtsvermutung 1N dieser These Nur als
die Scheidung auch durch ıne Härteklausel widerlegbare aufgestellt werden könne. Die gegenteilıge
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der Ausbau Ehe- un Familienberatung un: das An-Auffassung tühre notwendig TU Zulassung der vereın-
barten Scheidung. Das oilt sowohl tfür den ersten w1e den gebot Lebenshilte Verwertung ausländischer Er-
7zweıten Fall die Mıinderheit halt die MIt dem immer be- fahrungen (These Be1 der in der These vorgeschla-
stehenden Recht des Gerichtes, die Tatsache des Scheiterns NCN Reform des Scheidungsrechts 1St manche Ehe nıcht

prüfen, gegebenen Nachteile für geringer als die Gefahr mehr gesetzlıch geschützt W 1e bisher:; die Bemühung
der vereinbarten Scheidung un der Ungerechtigkeit- iıhre Erhaltung müdßte auch die Regelung hinsichtlich der
über dem Mit der Scheidung nıcht einverstandenen Aart- Kınder VO Bereıich des staatlıchen Rechts mehr auf den
er Dies mehr, WE auch die Härteklausel auf der gesellschaftlichen Hıiıltfe verlagern. Vorsichtig 1St dıe
füntf Jahre beschränkt wırd Grundsätzlich würde die Kommiuissıon ın der Frage der Verbindung V“O'  x Ehebera-
Ehe für die AUS ıhr Hıinausstrebenden kündbar. LUNgG UN Justız. „Nach Auffassung der Kommissıon
Die Kommuiıssıon hat abgelehnt, die Erleichterung der sollte darauf hingewirkt werden, daß die Ehegatten VOTL

Scheidung als Ziel anzustreben. Man wiırd nıcht leugnen, Einleitung eines Ehescheidungsverfahrens ıne Ehebera-
da{iß die VO'  S ıhr 1n den Thesen un gemachten Vor- tungsstelle der iıne Einrichtung der freien Eheberatung
schläge über die Voraussetzungen der Scheidung iın der 1n Anspruch nehmen. Aufßfßerdem sollte dem KRıchter
Praxıs solche Erleichterungen bedeuten. Es zibt aber 1ın 1mM Ehescheidungsverfahren ausdrücklich dıe Befugnis g-
den Thesen auch Einschränkungen. geben werden, den Ehegatten empfehlen, ıne Fhe-
Dıiıe Erschwerung liegt ın der Verknüpfung der Schei- beratungsstelle autfzusuchen der sıch VO anderen vee1Z-
dungsfolgenregelung mLt dem Scheidungsurteil selbst. Sıe Personen der Stellen beraten lassen. Die
1St unterschiedlich 1mM Falle der Scheidung nach einjähriger Eheberatung sollte jedoch dem Ehescheidungsverfahren
Trennung un! einverständlichem Scheidungsbegehren, an- nıcht obligatorisch vorgeschaltet werden. Insbesondere
ders bei der fünfjahrigen Trennung un aut dem Weg sollte nıcht vorgeschrieben werden, dafß be1 der Finlei-
über die Generalklausel. Lung eines Ehescheidungsverfahrens iıne Bescheinigung
‘] Dıie Ehescheidung nach These Abs 1, Buchst. a) darf über die Inanspruchnahme eıner solchen Stelle der Eın-
1Ur ausgesprochen werden, wenn die Ehegatten ıne Ver- richtung vorzulegen ist.  « Auch die Einrichtungen der
einbarung über den Unterhalt für sıch un: die Kinder, katholischen Eheberatung haben sıch 1m Interesse einer
über die Zuordnung der Kınder un: das Verkehrsrecht, fruchtbaren Erfüllung- ıhres eigenen Auftrags in diesem
über die Zuweısung der Ehewohnung un: über die Ver- Sınn ausgesprochen. Zum Teil auf Anregung der Be-
teilung des Hausrats SOWI1e über die Verfahrenskosten VOLI- ratungsstellen geht der ın den Erläuterungen des Berichts

aufgenornmene Vorschlag zurück, Schlichtungsstellen 1mlegen. Dıie Vereinbarung oll grundsätzlıch auch die VeEeI-

mögensrechtliche Auseinandersetzung der Ehegatten 16- Bereich der Justız errichten, „dıe die Ehegatten VOT

geln. Sie bedarf der Bestätigung durch den Richter In Einleitung des Vertahrens VOTL allem über die rechtlichen
allen übrigen Fällen entscheidet der mMI1t der Ehescheidung Auswirkungen der Scheidung aufklären können. Auch
efaßte Rıchter SOWEeIlt nıcht ıne Vereinbarung der solche Gespräche sınd geeignet, ernüchternd und erhal-
Ehegatten über die Scheidungsfolgen bestätigt auch tend wirken, während die Inanspruchnahme anwalt-
über die Zuordnung der Kinder un: das Verkehrsrecht, schaftlicher Beratung schon eindeutig auf die kommende

Scheidung abgestellt iSt...  ber den Unterhalt der Ehegatten un: der Kınder, über
die Zuweisung der Ehewohnung un die Verteilung des
Hausrats SOWI1e auf Antrag auch über die vermögensrecht- Dıie Härteklauselliche Auseinandersetzung der Ehegatten. C) ber die Ehe-
scheidung un die Scheidungstolgen hat der Rıichter gleich- Dıie wichtigste Vorkehrung ıne den Intentionen
zeıt1g entscheiden“ (These 6 der Ommı1ıssı10N nıcht entsprechende mißbräuchliche
Diese Vorschläge bedeuten zweıtellos Sıcherungens Praxıs 1mM Anschlufß die 1ın den Thesen vorgeschlagene
über den anrüchigen Schnellscheidungen. Sıe enthalten Scheidungsrechtsreform 1St die Härteklausel: „Die Fhe
gleichzeitig, werden S1€e Gesetz, die Beseitigung —O:  S offen- oll den Wıillen des andern Ehegatten nıcht geschie-
kundıgen Mängeln 1mM geltenden Recht. Es wiırd viel VO':  - den werden, wenn die Scheidung a) 1mM Hınblick aut dıe
der Änderung des Vertahrensrechts abhängen, in welchem esonderen persönlichen Verhältnisse des Ehegatten tür
Umfang S1e ZU Tragen kommen. ıhn außerordentlich hart un: unbillig ware der D)
Diıe Zzayeıte Erschwerung liegt 1mM Vorschlag der These schwerwiegende wirtschaftliche Haärten für ıh: der die
A0 Mindestdauer der Ehe „Dıie Ehescheidung darf Nur gemeınsamen Kınder ZUr: Folge hätte, da{ß des
ausgesprochen werden, WEn die Ehe mindestens ein Jahr Scheiterns der Ehe nıcht gerechtfertigt ware, die Ehe
bestanden hat Fıne Ausnahme oll zulässıg se1n, WEn autzulösen. Der Rıchter kann iın diesen Fällen den Aus-
eiınem Ehegatten AUuUS schwerwiegenden Gründen nıcht - spruch der Scheidung auch zeıitlich hinausschieben. Dıie
ZEMULEL werden kann, bis Z Ablauf der Frist die Anwendung der Härteklausel oll nach fünfjahrıger Auf-
Ehe gebunden Jleiben. Neben dem gesetzlichen hebung der häuslichen Gemeinschaft der Ehegatten nıcht
Scheidungsverbot 1m ersten Ehejahr oll dem Richter all- mehr möglich seiın“ (These 7/)
gemeın die Möglichkeit gegeben werden, eın FEheschei- Der 1nnn der Härteklausel leuchtet eın Schon immer wafr

dungsverfahren aut bestimmte eıt auszusetzen.“ die Rede VO Mißbrauch des Zerrüttungsprinz1ps, der
Der 1M Interesse der Erhaltung der FEhe un der Sıcherung befürchten ISt, wenn das Anliegen, dem bisher der 4A8
des Feststellens des Scheiterns vorgesehene Aufschub der des Scheidungsgesetzes diente, nıcht uch 1mM (esetz ZUI

Scheidungsmöglichkeit 1St ohl begrüßen; manche hät- Tragen kommt. Dıie Regelung des geltenden Ge-
ten eher einen längeren Zeitraum gewünscht. sSetzes hat sıch nach der Auffassung auch als gewissenhaft
Die dritte Erschwerung der Scheidung lıegt 1n der VO  >} anerkannter Rıchter un: Sachverständıgen nıcht ewährt.
der Kommıissıon geforderten Intensiyvierung der Bemü- Dem widersprechen andere, die S1€e vielleicht modi-
hungen des Staates UN der Gesellschafl ZUYT Beratung VOT fiziert tormuliert ımmer noch für besser halten als dıe
Eiıngehung der Fhe un ZUur Festigung gefährdeter Ehen: vorgeschlagene Härteklausel oder als ıne Einschränkung
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der Berechtigung, iıne Scheidung begehren, iın bestimm- gehen se1l (These 12) Geändert werden mussen dann auch
ten Fällen. Manche befürchten bei der Härteklausel die Vorschriften über den Namen der geschiedenen Frau,
den Versuch, mıiıt untauglichen Mitteln iıdeelle VWerte den Wıderruft VO  3 Geschenken Ehegatten.
durchzusetzen der materielle Werte 1ın einer Form Be1 der Verwandtschaft der Folgenregelung be] Scheidung
erreichen, die 1mM Ergebnis den Reichen VOL dem Armen Aaus Verschulden mMI1It der AaUS Nıchtigkeit oder Aufhebung
benachteiligt. Irotzdem sınd die Gründe, die sowohl für der Ehe AaUuUs Verschulden sind auch Vorschläge vorzuberei-
die immaterielle Härteklausel sprechen Teıl der These) tecn, die uch hier die Schuldenverknüpfung autheben (vgl
wıe für die materielle @ Teıil) schwerwiegend, dafß die These 11)
Stellungnahme bei den kırchlichen Verlautbarungen, w1e Wıe schon oben erwähnt, verlangt in den Vorbemerkun-

gyen.des Teıls iıhres ersten Teilberichts die Kommıissıondie des genannten Arbeitskreises der CD- Jurıisten, sıch
eindeut1g für S1e einsetzt. Nıcht Aaus kontessionellen Grün- neben „der Ausgestaltung des privatrechtlichen Unter-
den oder AUS einem abstrakten Festhalten eiınem 1N- haltsrechts ine Änderung des Sozzialversicherungsrechts,
stitutionalistischen Denken, sondern weil NUur jene Fälle des Beamtenrechts und des Versorgungsrechts mi1ıt dem
sachgerecht geregelt werden können, 1n denen e @7, Zıel, 1Nne auf eigenen Ansprüchen beruhende sozıale S27
rechtigkeitserwartung des betrofftenen Ehegatten un der cherheit der Ehefrau erreichen“. Die Erläuterung, die
Allgemeinheıt durch die Gewährung der Scheidung Vver- in diıesem Zusammenhang wertvolle, wenn auch unvoll-
Jetzt, der Partner der Geftfahr der wirtschaftlichen Ver- ständıge, statıstische Hınweise auf die Sıtuation der Be-
elendung auUSgeSETZT un durch die Begrenzung der Dauer troffenen, iınsbesondere die alterer Frauen in bezug auf die
aut Jahre bei der Klausel das Prinzıp des Scheiterns Erwerbstätigkeit, auf Ansätze Hılfen un! Tendenzen
selbst“ seine volle Glaubwürdigkeit gebracht wird. des ausländischen Rechts enthält, Sagt: „Soweıt iırgend
In einem Autfsatz „Gedanken 7A0 he Reform des Scheidungs- möglıch, sollte gleichzeitig“ mı1t einem Gesetzentwurf,
rechts“ hat sıch der Bayerische Staatsminıister der Justiz, der die Thesen ZUrFr Scheidungs- und Unterhaltsrechtsrege-
Ph Held, der sıch Ww1e der mehrtach erwähnte Arbeits- lung zugrunde legt ‚eın Gesetzentwurt vorgelegt WeI-

kreıis Christlich-Demokratischer Juristen grundsätzlıch den, der eın Miındestprogramm ftür die soz1ıale Sıcherung
ZUur Ablösung des Verschuldensprinz1ips durch das Zer- der als Haustftrau tätıgen Ehefrau enthält: eın solches Mın-
rüttungsprinzıp bekannte, den Mißbrauch dieser destprogramm, dem jedenftalls die Änderung des 1268
Ablösung ausgesprochen un: gyefordert, da dieser Ent- RVO, des 1291 RVO un entsprechende Vorschriften
wicklung ZCtwa durch ıne Hiärteklausel vorzubeugen“ des Sozialversicherungsrechts gehört, sollte zugleich mi1t
se1 („Bayerische Staatszeıtung“ VO Aber der Reform des Ehescheidungsrechts un: des Unterhalts-

fügt hinzu, „dies wırd allerdings noch große Schwier1g- rechts nach der Scheidung verabschiedet un iın raft BC=
keıiten bereiten“. werden. Weitergehende Retormen auf dem Gebiet
Die Erläuterungen ZUr Härteklausel 1M Bericht der Kom- des Sozialversicherungsrechts, des Beamtenrechts un des
miss1ıon spiegeln €l Interpretationsrichtungen iın dieser Versorgungsrechts sollten dann 1N möglıchst nahem
selbst: die Interpretation der Mehrheit hat die Tendenz zeitliıchem Zusammenhang damıt erfolgen.“
die Härteklausel strikt, nıcht Z restriktiv Es folgt der Hınvweıs darauf, da{fß damıt die Bedeutung
interpretieren (Zz bei der immateriellen Härteklausel einNerYr privatrechtlichen Konzeption für das Unterhalts-
„ UT in besonderen Ausnahmetällen“). Fıne Minderheit vrecht nıcht verkürzt werde, dafß uch ıne soz1ale Sicher-

heit deren Verwirklichung überdies noch zeitlich nıchtıIn der Kommıissıon drängte darauf, nach Maßgabe der Je-
weılıgen Umstände die Anwendung der Härteklausel abgesehen werden kann auf den Gedanken prıvater
möglıichst offenzuhalten, da{flß die Scheidung nıcht das Vorsorge nıcht verzichten könne. Hıer 1St ine Warnung

ausgesprochen VOT Konzeptionen, die aut ıne „Sozialı-Gerechtigkeitsgefühl des Ehegatten, der der Ehe test-
halten wiıll, ungewöÖhnlich stark verletzt oder einem sıerung“ der Scheidungsfolgen hinauslauten.
schweren Verstofß die siıttliche Ordnung oder die
allgemeine Gerechtigkeitserwartung werde. Neuordnung des e SarSelbstverständlich mu{(ß be] der Härteklausel auch jene
Fälle gedacht werden, die Scheidung die Kinder außer- Da{ß dıe Anknüpfung des Unterhaltsrechts der Ehegattengewöhnlıch hart trift. Hıer lıegt dieser Schaden oft schon nach der Ehescheidung das Verschulden 1m geltenden1n der Zerrüttung der Ehe selbst un 1St die Scheidung Recht schweren Bedenken unterliegt un nıcht sachgerechttür die Kınder das kleinere Übel, aber mu{ß doch auf 1St, scheint unbestritten. TIrotzdem 1St der folgende Ab-
die sehr unterschiedlichen Umstände Rücksicht 24
werden.

schnitt ın seiner Formulierung nıcht ohne Gefahr: „Mıt
der Scheidung der Ehe wird die Gemeinsamkeıt der wiIirt-
schaftlichen Basıs der Ehegatten aufgelöst. Deshalb hat

Die Regelung der Scheidungs fölgen nunmehr jeder Ehegatte 1n eıgener Verantwortung nach
besten Kräften für sıch selbst SOTSCNH. Jedoch esteht 1n

Obwohl die Oommıssıon ZUr Frage der Zuordnung der Nachwirkung der Ehe ine wirtschaftliche Verantwortung
Kınder nach der Ehescheidung, ZU Verkehrsrecht des der früheren Ehegatten füreinander, A4US der sıch Unter-
nıcht sorgeberechtigten Elternteils miıt dem Kınde, ZUr haltspflichten des eınen tfür den anderen ergeben können.
Verteilung des Hausrats un: ZUr Zuteilung der Ehewoh- Dabei kommt die Arbeitsteilung in der bisherigen Ehe,
Nung noch keine Vorschläge gyemacht hat, hat S1e jetzt die regelmäfßıig auf der übereinstiımmenden Entscheidung
schon ihre Auffassung ZUuU Ausdruck gebracht, da{fß s1e uch beıider Gatten beruht, besondere Bedeutung Auch muß
1m Recht der Scheidungsfolgen nıcht VO  —3 einer Schuldfest- der tortbestehenden gemeınsamen Verantwortung für die
stellung ausgehen ll Das erscheint ıhr nıcht sachgerecht. Aaus der geschiedenen Ehe hervorgegangenen Kinder Rech-
Trotzdem hat s1e VOTr, dazu gesonderte Vorschläge NUunNng werden.“
chen, wobei bej der Zuordnung der gemeınsamen Kınder Die Voraussetzung des Grundsatzes der Eigenverantwor-
nach der Ehescheidung allein VO Kındeswohl USZU- Iung bedeutet nach den Erläuterungen 111l Bericht, „da{fß
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ıhm 1n Zukunft voraussichtlich ımmer gyrößere Bedeutung inen oder Vermögen soll ıne der Billigkeit entsprechende
zukommen wırd“. Sıe kann aber auch un: das 1St be- Neuregelung erfolgen.
reıts öfter geschehen gedeutet werden, als handle These regelt die Unterhaltsansprüche bei einer beruf-
siıch dabei die Aufstellung eines Verhältnisses VO  3 lichen Ausbildung, Fortbildung oder Umschulung 1m TAi-
Regel Un Ausnahme. Deshalb 1St wichtig, dafß auch nach sammenhang mıiıt der Suche nach einer zumutbaren Er-
den Aussagen der Erläuterung die Mehrheit der Kommıs- werbstätigkeıt, These das Recht autf ıne Umstellungs-
S10N für „‚beide Prinzıpien als gleichwertig“ ansıeht. beihilte oder einen Übergangsunterhalt.
Die Z7weıte Besorgnis esteht darın, daß die gewählte Von grundsätzlicher Bedeutung 1St auch h  1er ıne Härte-
Akzentsetzung nıcht prognostisch, sondern normatıv VO1I - klausel: Eın Unterhaltsanspruch oll entfallen, wenn und
standen wiırd, als se1l Aufgabe dieses Gesetzes, auf ıne sSOWweılt die Inanspruchnahme des anderen Ehegatten 1mM
bestimmte gesellschaftliche Entwicklung auch SOZUSAagCNH Hınblick aut die besonderen Verhältnisse der Ehegatten
pädagogisch hinzuwirken. Es ware ein innerer Wıder- oder die kurze Dauer der FEhe außergewöhnlich hart und
spruch, 1n der Frage des Rechts des Scheidungsgrundes be- unbillig ware (These Man spurt 1m ersten Falle das
wufßt 7zurückhaltend se1in, 1m Bestreben, bestimmte Bestreben, nıcht auf dem Umweg über das Unterhalts-
ethische VWerte, Ww1e die eheliche Treue, durch Gesetz, — recht wıeder den Verschuldensgedanken einzuführen,
ter ruck also, Öördern un: hier wenıger zurückhal- andererseıts angesichts der allgemeinen berechtigten Ge-
tend se1n ın dem VWıllen, bestimmte gesellschaftspoli- rechtigkeitserwartung nıcht die unverantwortliche Fhe-
tische Ziele die außerhäusliche Erwerbstätigkeit zerstörung auch noch 1n zusätzlichen Belastungen des Be-
der Frau durch pädagogische Züge 1mM Gesetz föl' - troffenen honorieren.
dern. Beide ethıschen Ziele haben die Freiheit Z Vor- ıcht wenıger wichtig 1St der in These aufgestellte Kang-
auSSeETZUNg. grundsatz: „Der Unterhaltsanspruch des bedürftigen trü-

heren Ehegatten oll 1mM materiellen w1e 1mM Vertahrens-
recht grundsätzlich den Vorrang VOT dem Anspruch einesDer Grundtatbestand un Härteklausel Ehegatten haben, mMi1ıt dem der Verpflichtete nach der

„Eın Ehegatte oll nach der Scheidung Unterhalt verlan- Scheidung ıne 1ICUEC Ehe eingegangen 1St. Für diesen
Grundsatz haben sıch auch die kırchlicherseits vorliegen-SCnMn können, wenn sıch weder AaUsS$ einer zumutbaren

Erwerbstätigkeit noch Aaus sonstigen Einkünften cselbst - den Verlautbarungen ausgesprochen.
terhalten kann, se1l m der Sorgepflichten 0 Der Verpflichtete oll auf Verlangen des Berechtigten,

wenn möglıch, Sıcherheit eısten, un: in der Vollstreckungüber gemeinsamen Kindern, sel CD, da{fß die Eingliederung oll dem wirtschaftlich Schwächeren ın stärkerem Ma{iß alsoder Wiedereingliederung ın das Erwerbsleben miıt einem
unzumutbaren Aufwand Kräften verbunden 1St, se1 biısher Hıiıltfe zuteil werden. These 14 spricht VO: Erlö-

schen des Unterhaltsanspruchs bei Wiederverheiratung des
1 des bereits erreichten Alters oder Krankheit 1m Berechtigten un: seinem Wiederautleben bei Lösung derZeıtpunkt der Ehe, den Pflichten der‘ Pflege gegenüber
sonstıgen 1 bisherigen Haushalt ebender naher An- Zzweıten Ehe, wWenn Kinder Aus erstier Ehe da sınd, miıt

deren Pflege ıne Erwerbstätigkeit nıcht vereinbar 1St.gehöriger, se1 AaUS anderen schwerwıegenden Gründen.“ These 13 andelt VO Übergang der Unterhaltspflicht au}Wegen Benachteiligung einmal erwerbstätig CWESCHNCI
Gatten in öftentlich-rechtlichen Ansprüchen oder prıvat- den Frben und der Übertragbarkeit der Abfindung des

Berechtigten.rechtlichen Versorgungsansprüchen infolge der ehebeding-
ten Nıchtaufnahme oder eınes Abbruchs eiıner Erwerbs-
tätigkeıit oder Berufstätigkeit oll eın NSCMESSCHNCI Aus- Z7ur Diskussion der Thesen
gleich gegeben werden.
Der starken Betonung des Grundsatzes der Selbstverant- Es 1St siıcher CrWarten, da{fß die Diskussion, die 1U  . über
wOortung 1mM Generaltatbestand hat iıne Minderheit W1- die Thesen der Oommıssıon einsetzt 1n reıisen der

Juristen, der Famıilien- un Frauenverbänden, der polıt1-dersprochen, z. B beim Vorschlag der Altersfestsetzung
un beim Ausschluß einer nıcht unmittelbar ehebedingten schen Parteıen, der Kırchen vieles kritisch durchleuch-
Bedürftigkeit. Zu Vasc erscheint ıhr die 1mM Vorschlag ent- ten, Einseitigkeiten un Lücken aufdecken, Unbestimmt-
altene Umschreibung der Zumutbarkeit der Erwerbs- heiten durch Konkretisierungsvorschläge erganzen, 1ın der
arbeit einer Frau miıt betreuungsbedürftigen Kindern. Dıe Wirklichkeit nıcht 7zu Realisierendes siıchtbar machen
K ommıssıon sucht offensichtlich einen Ausgleich zwıschen wiırd. Im ersten Teıl dürfte diese Diskussion VE allem
den verschiedenen hier bedenkenden Interessen un das Für und Wiıider des Übergangs ZUuU Prinzıp der Sche1-
Werten. Ihre Vorschläge werden entsprechend den nNntier- dung gescheiterter Fhen (so besser als Zerrüttungsprin-
schiedlichen psychologischen un soziologischen Stand- Z1p); die Härteklausel un die Vermutungsvor-
punkten der Kritiker gegensätzlıch bewertet. Die wesent- schläge o°  ber dıe Fristen gehen; 1m zweıten Teil Ver-
lıchen Kriterien haben WIr 1m vorhergehenden Abschnitt meıdung des Zwangs einem wirtschaftlichen und
berichtet. Die dazugehörigen empirischen Voraussetzungen z1alen Abstieg be] einer ganzecn Gruppe VO:  3 Frauen,
SIN keineswegs allseıts geklärt. Begreiflich, da{fß, zumal das Junktim 7zwiıischen Scheidungsrecht und sozial
seıitens vieler Frauenorganısatıonen, gerade hier starke Be- siıcherndem Folgerecht, VOT allem uch 1mM Alter, das
denken geltend gemacht werden. Nıchtabwälzen der Aast der Scheidungsfolgen aut die
Auf die Schwierigkeit der Durchführung des „ANSCMLCS- „Allgemeinheıit“. Das Urteil bleibt 1n vielem often
TIien Ausgleichs“ 1St oft hıingewiesen worden. 1e] hängt gesichts der noch offengelassenen Fragen 1m Recht der
VO  - der Leistungstähigkeit des Verpflichteten ab Scheidungsfolgen un: des Scheidungsverfahrens.
These 4, nach der Ausgangspunkt für die öhe des Un- Die Christen un die mıiıt den Fragen bisher befafsten
terhalts die wirtschaftlichen Verhältnisse 1mM Zeitpunkt Stellen haben eın gemeinsames Ziel VOL Augen den
der Ehescheidung se1n ollen, WAar einstimm1g ANSCHOIMN- Schutz der Ehe Sıe wıssen die Grenzen, dıe 1m
inNen worden. Be! wesentlichen Änderungen in Einkom- Rahmen des konkreten Gemeinwohls dem Staat und der
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ihm vom Grundgesetz auferlegten Verpflichtung, das bar 1St Fıne solche Gestaltung 1St als Notlösung iın einer
yleiche ”7 ie] 1mM Auge behalten, ZESETIZT sind. Es kann notvollen menschlichen Sıtuation n1ıe vollkommen. Wer
ihnen nıcht die Durchsetzung konfessionalistisch e1n- hat meısten iıhr leiden? Dıie, denen s1e

schmerzlichsten Unrecht tun kann, se1 bei der Schei-g Ziele in ıhrem Beıitrag ZUuUr Gestaltung des FEhe-
scheidungsrechts gehen. Es mu iıhnen aber jene Ge- dungsregelung, se1 bei der Scheidungsfolgenregelung.
staltung gehen, die den Menschen ANSCINCSSCHN un Uumut- Ihr Anwalrt se1ın 1St christlichste Pflıcht.

Zum Strukturplan für das deutsche Bildungswesen
Dıie Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates ten eschränken un: diıe Lehrerakademien Lehrer-
verabschiedete Februar 1970 ZU Abschluß ıhrer semıinarıen zurückzustuten. Aus dem Zusammenbruch des
ersten vierJährigen Arbeitsperiode den „Strukturplan für Bildungswesens nach Beendigung des weıten
das Bildungswesen“, eın umfangreiches (fast 500 Seıten!) Weltkrieges entstand keine dieser ersten Reformbewegung
und gewichtiges Werk, VO  e dem wırksame Anregungen vergleichbare Erneuerung. Das Verlangen nach Wıeder-
tür wne Gesamtretorm des deutschen Biıldungswesens bis herstellung VO  e} Ruhe und Ordnung WAar ach dem totalen
ZUM Hochschulbereich werden ıne Erwartung, Chaos stark, da{f(ß alle Kriäfte darauf verwendet WULIr-
die sıch ın den etzten Jahren durch die düsteren Progno- den, das tradıtionelle Schulsystem restaurıeren 1n g-
SC pessimistischer Fachleute kaum erträglicher Span- na  — der gleichen Form, w1e VOT der Herrschaft des
nung gesteigert hat (Gemessen dem internationalen Nationalsozialismus bestanden hatte: das Schulsystem
Stand des Bildungswesens, welst die Bundesrepublık einen wurde ın der traditionellen Dreigliederung wıederher-
erkennbaren Rückstand auf und WAar auf allen Teıl- gestellt; dıe Universıität galt w 1e in der Weıimarer eıt
gebieten, dessen Überwindung in nächster Zukunft auSSC- als „1M Kern gesund“. Von 1945 bıs 1965 gab WAar

glichen werden mußß, denn VO: Ausbau un: der Kon- verschiedentlich system-ımmanente Verbesserungen, Je-
kurrenzfähigkeit des Biıldungswesens hängt, VO  e der doch keine entscheidenden Strukturveränderungen, die
kulturellen Potenz eines Landes einmal abgesehen, auch miıt der Entwicklung 1mM Ausland verglichen werden könn-
dessen wirtschaftliche un: gesellschaftliıche Zukunft ab ten. Es scheint o  > als ob diese eit 1n der Geschichte

der Pädagogik einmal jene kennzeichnende Überschrift
tragen würde, die Robinsohn un KuhlmannEın beträchtlicher Rückstand
als 'Tıtel über hre Darstellung der Pädagogik dieses e1It-

Wıe konnte diesem Rückstand kommen? Becker, abschnittes schrieben: „Iwo Decades of Non-Retorm 1n
ein promiınentes Mitglied des Deutschen Bildungsrates, West German Educatıon“ (in Comparatıve Educatıon
weıst ın seiner Prognose für das Jahr 1980 auf die lang- Revıew, XI,; Nr SA Oktober
Jristigen Wıirkungen bildungspolitischer Ma{fißnahmen hın Bıs 1965 gab 1ın der BRD nıcht einmal ansatzweıse den
( Becker, Eın Gesamtplan für die Bildung. In Das 198 Versuch, der drohenden Stagnatıon mıt einer gemeın-
Jahrzehnt. FEıne Team-Prognose für 1970 bıs 1980, Ham- Anstrengung begegnen: kam nıcht 1Ur 7 W1-
burg: Wegener Verlag 1969, 437—456.) Anders als schen den Ländern keinen enswerten Reformge-
bei außen-, wirtschafts- un!: sozialpolıtischen Entscheidun- sprächen gelang nıcht einmal, eın remıum eINZU-
gCn werden die Konsequenzen bildungspolitischer Ent- richten, 1ın dem sıch Politiker un Sachverständige der
scheidungen TSLT bıs Jahre nach ıhrer Realisierung vers  1edenen beteiligten Wiıssenschaften über die Zukunft
siıchtbar. Aus dieser Jangfristigen Wirkweise ergeben sıch des Bildungswesens hätten unterhalten können Zanz
Wwel Aspekte: der eine, der 1n die Zukunft weılst un! 1ın abgesehen VO  e} wa gemeınsam erarbeiteten Entschei-

dungen. Von 1953 bls 1965 arbeitete WAar der Deutscheunsere bildungspolitische Verantwortung gestellt Ist, nam-
lich die Planung des Bildungswesens der Rücksicht Ausschuß für das Erziehungs- un Bildungswesen als
des Jahres 2000 Der andere Aspekt, der die Wurzeln VO  a Bund un Ländern gemeiınsam berufener Sachver-
unNnserer heutigen bildungspolitischen Miısere in jener Ver- ständigenausschuß ıne Reıihe VO  Z Empfehlungen ZUur

gangenheıit VOTLT bis Jahren sucht, ın der die Weichen Bildungsreform Aaus deren bildungspolitischer Wert
tür heutiges Schulsystem entscheidend gestellt jedoch höchst eingeschränkt War diese Empfehlungen
wurden. wichtig, „weıl S$1e das eutsche Bewußtsein für

Retormen vorbereiteten“ Becker). Realisiert wurdenNach dem Ersten Weltkrieg erlebte Deutschland ıne Blüte
schulreformerischer AÄAnsätze un Verwirklichungen, die S1e nıcht
besonders iın Preufßen konziıpiert un züg1g durchgeführt FEıne karge Bilanz zwölfjährıiger Arbeit einer Zeıt,
wurden (Akademisierung der Lehrerbildung, Richtersche als INa  a} keine eıit mehr verlieren hatte. Grund des
Reform der Höheren Schule, Reform der Volksschule). Scheiterns: die mangelnde Zusammenarbeit 7zwiıschen
Dıie Reformpädagogik entdeckte die Eigenständigkeit des Sachverstand un Politik. „Es gelang iın dieser eıit nıcht,
Kındes un: eitete daraus das Recht des Kindes aut volle Sachverstand un politische Entscheidungen CIM-

zuführen, da die Vaäter des Grundgesetzes der Bundes-Berücksichtigung seiner individuellen Bedürfnisse un:
Interessen ab Dıie gesamtgesellschaftlichen Aspekte dieser republık Deutschland die Notwendigkeıt einer solchen
Reform wurden jedoch w1e Becker betont nıcht Zusammenarbeıit noch nıcht wahrgenommen hatte un
gesehen. Es kam 1m Gegenteıil Fehleinschätzungen, w1e 1m Grundgesetz daher auch keıin Instrumentarıum datür
sSı1e Gördeler in der WeıLimarer eıt aussprach, als die vorgesehen 1St Becker, Eın Gesamtplan tür die Bıl-
„Schulexperimente“ für ıne der Ursachen der Weıimarer dung, 439)
Krise erklärte und forderte, dıe Zahl der Bildungsanstal- Eın weıterer Versuch, die wissenschafl_liche Analyse des
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